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A PRÄAMBEL 

Nach § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit Art. 23 der Gemeindeordnung für den 

Freistaat Bayern (GO) und Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der jeweils gültigen Fas-

sung (s. Rechtsgrundlagen) hat die Gemeinde Obermeitingen den Bebauungsplan mit Grünordnung 

„Rottenbucher-Steingadener Straße” in öffentlicher Sitzung am 03.12.2020 als Satzung beschlossen.  

Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich von insgesamt ca. 3,00 ha umfasst die Grundstücke mit den Fl.-Nrn.: 437/2-6, 

437/8-27, 437/29, 438, 438/1-9, 439 -443 sowie 443/1-6, Gemarkung Obermeitingen. 

Bestandteile der Satzung 

Der Bebauungsplan mit Grünordnung „Rottenbucher-Steingadener Straße” besteht aus dem Textteil 

vom 03.12.2020 mit planungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen und dem zeich-

nerischen Teil (Planzeichnung) vom 03.12.2020. Dem Bebauungsplan ist eine Begründung in der Fas-

sung vom 03.12.2020 beigefügt. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a 

BauGB durchgeführt.  

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 

3634). 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) Baunutzungsverordnung in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 

- Verordnung zur Ausarbeitung der Bauleitpläne und Darstellung der Planinhalte (PlanZV 90) vom 

18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04. Mai 

2017 (BGBl. I S. 1057). 

- Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 

(GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 408) 

geändert. 

- Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 

August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt durch § 5 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. De-

zember 2019 (GVBl. S. 737) geändert. 

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 

Juli 2009 (BGBl. I S. 2542 zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4.März 2020 (BGBl. I S. 440) 

geändert. 
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Ausfertigung 

Hiermit wird bestätigt, dass der Bebauungsplan mit Grünordnung „Rottenbucher-Steingadener 

Straße”, bestehend aus dem Textteil und dem zeichnerischen Teil (Planzeichnung) in der Fassung 

vom 03.12.2020 dem Gemeinderatsbeschluss vom 03.12.2020 zu Grunde lag und diesem entspricht.  

 

Obermeitingen, den __.__.____         

        ____________________________

        1. Bürgermeister Erwin Losert 

In-Kraft-Treten 

Der Bebauungsplan mit Grünordnung „Rottenbucher-Steingadener Straße” wurde gemäß § 10 Abs. 3 

BauGB am __.__.____ mit Hinweis auf § 44 Abs. 3 und § 215 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der 

Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Der Bebauungsplan wird zu jedermanns Einsicht im Rat-

haus der Gemeinde zu den üblichen Geschäftszeiten ausgelegt. 

Obermeitingen, den __.__.____         

        ____________________________

        1. Bürgermeister Erwin Losert 
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B SATZUNG 

1 Planungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 BauGB 

 

 

Räumlicher Geltungsbereich 

gem. § 9 Abs. 7 BauGB 

Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes mit Grünord-
nung „Rottenbucher-Steingadener Straße” 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

1.1 Art der baulichen Nutzung  

 
 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 
gem. § 4 BauNVO 

Zulässig sind:  

- Wohngebäude 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- 
und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbe-
triebe 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke 

  Ausnahmsweise zulässig sind:  

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

- Anlagen für Verwaltungen 

Die Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 4-5 BauNVO (Gartenbaubetriebe; 
Tankstellen) sind nicht zulässig. 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

 
 

maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ)  
gem. § 19 Abs. 1 BauNVO 

hier: 0,25 
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(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 ROK Maximal zulässige Rohfußbodenoberkante (ROK) Erdgeschoss 
Hauptgebäude in m 
gem. § 18 Abs. 1 BauNVO 

Die ROK definiert die Bezugshöhe für die nachfolgend festgesetzten 
Wand- und Firsthöhen innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
(Baugrenze, -linie).  

Die Rohfußbodenoberkante (ROK) für das Erdgeschoss des Hauptge-
bäudes darf maximal 0,40 m über der fertigen Straßenoberkante, ge-
messen in der Mitte der zur Straße gewandten Gebäudeseite betra-
gen. 

Die Rohfußbodenoberkante (ROK) für das Erdgeschoss des Hauptge-
bäudes ist hierbei wie folgt zu ermitteln:  
Die geplanten Gebäudeaußenkanten der jeweiligen baulichen Anlage 
werden senkrecht (in Richtung der Grundstückszufahrten) bis zum 
Schnittpunkt mit dem Fahrbahnrand (Straßenbegrenzungslinie) ver-
längert. Die dort vorhandenen Höhenwerte der Erschließungsstraße 
werden als Höhenbezugspunkt für die jeweilige Bauparzelle ausgemit-
telt. Der ausgemittelte Höhenbezugspunkt  + 0,40 m ergibt die maxi-
male Rohfußbodenoberkante (ROK) für die Bauparzelle. 

Bei Hinterliegergrundstücken (GS 2, GS 14, GS 18, GS 19, GS 25) wer-
den die geplanten Gebäudekanten der jeweiligen baulichen Anlagen 
senkrecht bis zum Schnittpunkt mit der Zufahrt auf dem eigenen 
Grundstück und von dort aus senkrecht (in Richtung der Grundstücks-
zufahrten) bis zum Schnittpunkt mit dem Fahrbahnrand (Straßenbe-
grenzungslinie) verlängert.  

Befinden sich geplante Gebäude im Bereich von zwei unterschiedli-
chen ROK-Höhen, ist diejenige ROK-Höhe zu verwenden, wo der grö-
ßere Teil des geplanten Hauptgebäudes liegt.  

 
 

Maximal zulässige Wandhöhe (WH) in m 
gem. § 18 Abs. 1 BauNVO 

hier: 4,8 m 

Es ist maximal die in der Typenschablone festgesetzte Wandhöhe zu-
lässig.  

Die Wandhöhe bemisst sich von der Rohfußbodenoberkante (ROK) im 
Erdgeschoss (EG) bis zum Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand 
mit der Dachhaut. 

Sofern zulässige Wiederkehre oder Dachaufbauten im Bereich des 
Schnittpunktes der Außenwand mit der Dachhaut liegen, ist die 
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Verbindungslinie zwischen den nächst gelegenen entsprechenden 
Schnittpunkten außerhalb solcher Bauteile maßgeblich.  

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 
 

Wandhöhe (WH) 
gem. § 18 Abs. 1 BauNVO 

hier: 6,0 – 6,5 m  

Die Wandhöhe bemisst sich von der Rohfußbodenoberkante (ROK) im 
Erdgeschoss (EG) bis zum Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand 
mit der Dachhaut. 

Sofern zulässige Wiederkehre oder Dachaufbauten im Bereich des 
Schnittpunktes der Außenwand mit der Dachhaut liegen, ist die Ver-
bindungslinie zwischen den nächst gelegenen entsprechenden 
Schnittpunkten außerhalb solcher Bauteile maßgeblich.  

(s. Planzeichnung) 

 
 

maximal zulässige Firsthöhe (FH) in m 
gem. § 18 Abs. 1 BauNVO 

hier: 9,0 m 

Es ist maximal die in der Typenschablone festgesetzte Firsthöhe zuläs-
sig.  

Die maximal zulässige Firsthöhe bemisst sich von der Rohfußboden-
oberkante (ROK) im Erdgeschoss (EG) ausgehend bis zum höchsten 
Punkt des Dachfirstes. 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 
 

zulässige Firsthöhe (FH) in m 
gem. § 18 Abs. 1 BauNVO 

hier: 10,5 – 11,0 m 

Die zulässige Firsthöhe bemisst sich von der Rohfußbodenoberkante 
(ROK) im Erdgeschoss (EG) ausgehend bis zum höchsten Punkt des 
Dachfirstes. 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

1.3 Bauweise und Baugrenze 

 

 

offene Bauweise  

im gesamten Geltungsbereich gilt die offene Bauweise 
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gem. § 22 Abs. 1 BauNVO 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 
 

nur Einzelhäuser zulässig  
gem. § 22 Abs. 1 BauNVO 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 
 

nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig  
gem. § 22 Abs. 1 BauNVO 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 
 

Nur Einzelhäuser und Hausgruppen zulässig  
gem. § 22 Abs. 1 BauNVO 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 
 

Maximal zulässige Anzahl an Wohneinheiten  
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 

hier: zwei 

Die in der Typenschablone festgesetzte maximale Anzahl an Wohnein-
heiten pro Wohngebäude bzw. Doppelhaushälfte darf nicht über-
schritten werden. 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 

 

Baugrenze  
gem. § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO 

Gebäude und Gebäudeteile sind innerhalb der Baugrenze zu errichten. 
Ein Vortreten von untergeordneten Bauteilen ist ausnahmsweise in 
geringfügigem Ausmaß bis zu 1,0 m zulässig.  

Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, Wärme und 
Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen 
sind außerhalb der Baugrenze zulässig. 

(s. Planzeichnung) 

 Abstandsflächen gem. § 6 BayBO 

Es gelten die Abstandsregelungen der Bayerischen Bauordnung gem. § 
6 BayBO. 
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1.1 Verkehrsflächen 

 
 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

inkl. Seitenflächen 
(s. Planzeichnung) 

 
 

Öffentliche Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung: Fußweg 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

inkl. Seitenflächen 
(s. Planzeichnung) 

 
 

Straßenbegrenzungslinie  
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

(s. Planzeichnung) 

 Garagen/Car-
ports, Nebenan-
lagen und Stell-
plätze 

gem. § 12 Abs. 6 BauNVO und § 14 Abs. 1 BauNVO 

Garagen/Carports, Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO sowie 
nicht überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen (Baugrenze) zulässig.  

Auf den Grundstücken GS 18 und 19 sind Garagen/Carports sowie 
nicht überdachte Stellplätze nur innerhalb der entsprechenden Um-
grenzungslinie zulässig (s. eigene Festsetzung). 

1.2 Grünflächen, Grünordnung 

 
 

Öffentliche Grünfläche: Verkehrsgrün  
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

(s. Planzeichnung) 

 

 

Baumpflanzung, Lage variabel  
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Je 250 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist min. 1 Baum I. oder II.  
Ordnung aus der unter „Pflanzempfehlungen“ (gem. Ziff. 3.2) aufge-
führten Pflanzenauswahl zu anzupflanzen. Die Mindestgröße der zu 
pflanzenden Bäume I. und II. Ordnung beträgt 16-18cm Stammum-
fang. Bereits auf dem Grundstück vorhandene Bäume können ange-
rechnet werden. Die Lage der Anpflanzung ist variabel.  
Bzgl. der Bepflanzung sind die rechtlichen Vorgaben einzuhalten 
(siehe: „Rund um die Gartengrenze“; Bayerisches Staatsministerium 
der Justiz, Februar 2018). 
(s. Planzeichnung) 
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1.3 Sonstige Festsetzungen 

 Niederschlags-

wasser 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 

Unverschmutztes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene min-

destens 30 cm mächtige Oberbodenschicht flächenhaft innerhalb des 

Grundstückes zu versickern. 

Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Mulden aus Platz-

gründen nicht verwirklicht werden, so ist eine linienförmige Versicke-

rung über Rigolen oder Sickerrohre anzustreben. Die punktuelle Versi-

ckerung von Regenwasser über einen Sickerschacht ist nur anzuwen-

den, wenn zwingende Gründe eine der vorgenannten Lösungen aus-

schließen.  

Bereits vorhandene Sickerschächte dürfen nach Umbau- bzw. Erweite-

rungsmaßnahmen weiterhin genutzt werden. 

Rückhaltemaßnahmen (Zisterne, Regentonne) zur Beregnung der 

Grünflächen sind zulässig.  

 Bodenver-
siegelung  

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Mindestmaß zu be-

schränken.  

Parkplätze und Stellplätze (sowie deren Zufahrten) auf privaten und 

öffentlichen Grundstücken sind nur in einer Ausführung als Rasen-Git-

terstein, Rasenpflaster mit breiten begrünten Fugen, Schotter-Rasen, 

Drain-Pflaster oder als wassergebundene Flächen zulässig.  

 Mindestgrund-
stücksgröße  
GS 18-20 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO 

Auf den Grundstücken GS 18 bis 20 beträgt die Mindestgröße der 
Grundstücke 500 m2.  

(s. Planzeichnung) 

 
 

Geh- Fahr, und Leitungsrecht 

gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

Fläche für ein Geh- Fahr- und Leitungsrecht. Gehölz-/Baumpflanzun-

gen, Überbauung jeglicher Art sowie die Einrichtung von Dauerstell-

plätzen sind nicht zulässig. Die Freifläche für das Geh- und Fahrrecht 

hat eine Breite von 4,0 m.  

(s. Planzeichnung) 
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Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 

gem. § 16 Abs. 5 BauNVO 

Abgrenzung von unterschiedlichem Maß der baulichen Nutzung 

(s. Planzeichnung) 
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2 Örtliche Bauvorschriften gem. § 9 Abs. 4 BauGB 

 

 

zulässige Dachformen  
gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Es ist folgende Dachform auf den Hauptgebäuden zulässig: SD (Sattel-
dach).  

Für Garagen und Nebenanlagen sind auch Flachdächer zulässig, sofern 
diese begrünt sind. 

Für untergeordnete Bauteile sind auch andere Dachformen zulässig. 

(s. Typenschablone in der Planzeichnung) 

 

 

Dachneigung;  
gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Hier: 30 – 45° 

Die Dachneigung von Hauptgebäuden mit Satteldächern beträgt min-
destens 30° und höchstens 45°. 

Die Dachneigung von Nebengebäuden und Garagen richten sich nach 
der Dachneigung des jeweiligen Hauptgebäudes. Dies gilt nicht für 
Flachdächer bei Garagen und Nebenanlagen.  

 Dachdeckung 
und -farbe 

gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Als Dachdeckung für geneigte Dächer sind nur Dachziegel bzw. Beton-
pfannen in roten und rotbraunen sowie grauen bis anthrazitgrauen 
Tönen und nichtglänzend zulässig. Für untergeordnete Bauteile sind 
auch andere Dachdeckungen und -farben zulässig. 

Flachdächer sind extensiv zu begrünen. 

 Widerkehre und 
Zwerchgiebel 

gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Wiederkehre (gegenüber der Außenwand vorspringende Bauteile mit 
First-Richtung quer zur Haupt-First-Richtung) und Zwerchgiebel (Bau-
teile mit First-Richtung quer zur Haupt-First-Richtung, die die Traufe 
unterbrechen) sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 
 
- Maximal ein Wiederkehr oder Zwerchgiebel pro Dachfläche 

Bei Hausgruppen: Maximal ein Wiederkehr oder Zwerchgiebel pro 
Haus 

- Max. Breite (Außenkante Außenwand):  
1/3 der Gebäudelänge (Außenkanten der Wände ohne Berück-
sichtigung von untergeordneten Vor- und Rücksprüngen) 
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Bei Hausgruppen: 1/3 der Hauslänge (Außenkanten der Wände 
ohne Berücksichtigung von untergeordneten Vor- und Rücksprün-
gen) 

- Mindest-Abstand (Außenkanten) zur Gebäudekante:  
2,50 m  

- Mindest-Abstand (senkrecht gemessen) zum nächstgelegenen 
First des Hauptdaches: 0,5 m 

 Dachaufbauten / 
Dachgauben 

gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Dachaufbauten / Dachgauben sind unter folgenden Voraussetzungen 
zulässig:  

• Die Summe aller Gauben muss im Verhältnis zum Hauptdach 
(Länge des Gesamtdaches) untergeordnet sein (weniger als 
30 %). Dies gilt nicht für den Haustyp 3 (Hausgruppen). 

• Maximale Breite einer einzelnen Dachgaube: 3,00 m 

• Mindestabstand zur Gebäudekante der jeweiligen Giebelseite: 
1,5 m. 

• Mindestabstand (senkrecht gemessen) zum nächstgelegenen 
First des Hauptdaches: 0,50 m 
 

Unter Dachgauben sind Dachaufbauten zu verstehen, welche inner-
halb der Dachfläche liegen, nicht mit der Außenwand verbunden sind 
und somit die Dachtraufe nicht unterbrochen wird.  
 
Als Dachform sind für Dachaufbauten/Dachgauben nur Satteldächer 
zulässig. 
 
Dacheinschnitte sind unzulässig.  

 Proportion der 
Baukörper 

gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Die Hauptgebäude auf den Grundstücken GS 1 und GS 15 müssen ein 
Längen- zu Breitenverhältnis von mindestens 1,5 zu 1 aufweisen.  

Die Länge ist hierbei die Gebäudelänge parallel zur Firstrichtung, die 
Tiefe ist die Gebäudetiefe senkrecht zur Firstrichtung.  

 Solarthermie 
und Photo- 
voltaikanlagen 

gem. § 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO 

Solarthermie- und Photovoltaikanlagen dürfen nur auf Dachflächen 
und nur in gleicher Neigung wie das Hauptdach ausgeführt werden. Es 
ist darauf zu achten, dass Blendwirkungen ausgeschlossen sind. 
Eine Aufständerung ist unzulässig.  
Der Mindestabstand zur Gebäudekante der Giebelseiten sowie zum 
nächstgelegenen First des Hauptdaches muss mindestens 0,5 m betra-
gen. 
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 Einfriedungen gem. § 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO 

Es gilt die Einfriedungssatzung der Gemeinde Obermeitingen in der je-
weils aktuellen Fassung (momentan: Fassung vom 08.09.2017). 

 Erforderliche 
Stellplätze 

gem. § 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO 

Die erforderlichen Stellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der Ge-
meinde Obermeitingen in der jeweils aktuellen Fassung (momentan: 
Fassung vom 30.07.2015) nachzuweisen.  
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3 Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise und Empfehlungen 

3.1 Hinweise 

 

 

Abgrenzung Geltungsbereich Bebauungsplan "Rottenbucher 
Straße"  
(Rechtskraft unbekannt) 

 

 

Abgrenzung Geltungsbereich Bebauungsplan "Süd II" 
(am 04.02.2015 aufgehoben) 

 

 

Grundstücksgrenze, Planung 
(Vorschlag) 

 
 

Parzellennummer mit Flächengröße, Planung 
(Vorschlag) 

 
 

Flurgrenze, Bestand 

 
 

Flurnummer, Bestand 

 
 

Bestandsgebäude 

 

 

Bestandsgebäude, Abbruch geplant 

3.2 Pflanzempfehlung 

 Pflanzliste Es wird empfohlen, im Bereich der Garten und Grünflächen Gehölze 
aus der nachfolgenden Liste (einheimische Gehölze) zu verwenden: 

Obstbaumarten 

Äpfel:  
Aufhofer Klosterapfel, Brettacher, Jakob Fischer, Jakob Lebel, Kaiser 
Wilhelm, Luikenapfel, Roter Boskoop, Schöner aus Boskoop 
Birnen: 
Alexander Lucas, Längelerbirne, Ulmer Butterbirne 
Pflaumen: 
Zwetschgen: Hauszwetschge, Schönberger Zwetschge, Wangenheimer 
Frühzwetschge 
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„Die mit „*“ gekennzeichneten Baumarten unterliegen dem Forstver-
mehrungsgutgesetz. Es wird empfohlen, nur herkunftsgesichertes 
Pflanzmaterial zu verwenden.“ 

Es können aber auch andere krankheitsresistente, örtlich bekannte 
und bewährte Obstbaumsorten gepflanzt werden, bevorzugt gemäß 
Liste der Bayerischen Landesanstalt für Wein- und Gartenbau „Feuer-
brandtolerante Apfel- und Birnensorten“. 

Bäume I. Ordnung: 

Spitzahorn (*)  Acer platanoides 
Bergahorn (*)  Acer pseudoplatanus 
Rotbuche (*)  Fagus sylvatica 
Winterlinde (*)  Tilia cordata 
Sommerlinde (*) Tilia platyphyllos 

Bäume II. Ordnung 

Feldahorn  Acer campestre 
Birke (*)  Betula pendula 
Hainbuche (*)  Carpinus betulus 
Vogelkirsche (*) Prunus avium 
Mehlbeere  Sorbus aria 
Eberesche  Sorbus aucuparia 
 
Großsträucher und Sträucher: 
Berberitze  Berberis vulgaris 

Kornelkirsche  Cornus mas 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

Haselnuss  Corylus avellana 

Liguster  Ligustrum vulgare 

Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 

Kreuzdorn  Rhamnus cathartica 

Hundsrose  Rosa canina 

Roter Holunder  Sambucus racemosa 

Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

 

Kletterpflanzen/Ranker 
Waldrebe  Clematis vitalba 
Efeu    Hedera helix 
Hopfen   Humulus lupulus 
Wilder Wein   Parthenocissus quinquefolia 
Wilder Wein  Parthenocissus tricuspidata ‚Veitchii‘ 

 

Dachbegrünung 
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Golddistel  Carlina vulgaris  
Zypressen-Wolfsmilch Euphorbia cyparissias 
Steinbrech-Felsennelke Petrorhagia saxifraga 
weiße Fetthenne Sedum album 

Felsen-Fettblatt  Sedum cauticola 

Weihenstephaner Gold Sedum floriferum 

Immergrünes Fettblatt Sedum hybridum 

Frühlings-Segge  Carex caryophyllea 

Erd-Segge  Carex humilis 

Vogelfuß-Segge  Carex ornithopoda 

Nickender Lauch Allium cernuum 

Gelber Lauch  Allium flavum 

Kiel-Lauch  Allium pulchellum 

 

Neben den aufgeführten Arten können auch andere, örtlich bekannte 
und bewährte Arten gepflanzt werden. Zu vermeiden ist die Pflanzung 
von Gehölzen, die als Zwischenwirt für die Erkrankungen im Obst- und 
Ackerbau laut Verordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit 
(Feuerbrandverordnung vom 20.12.1985, BGBI. I 1985 S. 2551, zuletzt 
geändert durch Artikel 3 § 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007, 
BGBl. I S. 2930) gelten. 

3.3 Sonstige Hinweise 

 Brandschutz Die Zufahrtsstraßen sind gemäß der „Richtlinie über Flächen für die 

Feuerwehr“ zu errichten. 

Der Löschwasserbedarf ist gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 405 sicher zu 

stellen. 

Die Ausstattung mit Hydranten ist entsprechend der DVGW 331, Aus-
wahl, Einbau und Betrieb von Hydranten, Stand 11/2006 auszulegen. 

 Baugrund Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse 

obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei 

Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Hang- und Schichtenwasser 

sichern muss. 

 Bodenbeschaf-

fenheit, Altlas-

ten 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegen nach derzeitigem Kenntnis-

stand keine Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen vor. Sollten sich 

im Zuge der Baumaßnahme Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit 

abzeichnen und werden Ablagerungen oder Altlasten angetroffen, 

sind ggf. weiteren Maßnahmen (§ 21 Abs. 1, § 40 Abs. 2 KrW-/AbfG 
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und Art. 1 Satz 1 u. 2, Art. 12 Bay-BodSchG) in Abstimmung mit den 

zuständigen Fachbehörden durchzuführen. 

 Artenschutz Im Rahmen der Realisierung von Bauvorhaben innerhalb des Gel-

tungsbereiches sind die artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 

BNatSchG zu berücksichtigen (Tötungs- und Verletzungsverbot, Stö-

rungs- und Schädigungsverbot). Dies gilt insbesondere für eventuell 

notwendige Abbrucharbeiten an bestehenden Schuppen, unvermeid-

bare Gehölzrodungen sowie die Baufeldfreimachung. 

Bei Baufeldfreimachungen sind die allgemeinen Schutzzeiten vom 

01.03. bis 30.09. nach § 39 BNatSchG zu beachten. 

 Bodenschutz Der im Zuge der Baumaßnahme anfallende Erdaushub ist möglichst im 

Plangebiet zu verwerten. Verdichtungen bei Erdbauarbeiten sind zu 

vermeiden; diese sind daher bei trockener Witterung und gutem, tro-

ckenen, bröseligen, nicht schmierenden Boden auszuführen. Der hu-

mose Oberboden sollte zu Beginn der Bauarbeiten auf allen bean-

spruchten Flächen abgeschoben werden. Der Erdaushub sollte in Mie-

ten zwischengelagert werden.  

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anfällt, 

ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften 

ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. Hierüber sind Nachweise 

zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen. 

 Luftrechtliche 
Belange 

Sollte für die Errichtung der Gebäude/Anlagen der Einsatz eines Bau-

krans notwendig werden, ist hierfür gemäß § 15 i.V.m § 12 LuftVG die 

Genehmigung der militärischen Luftfahrtbehörde erforderlich. Für die 

Beantragung dieser luftrechtlichen Genehmigung werden folgende 

Angaben benötigt: 

• Lageplan und Koordinaten im Koordinatensystem WGS 84 (ge-
ographische Daten Grad/Min./Sek.) des Kranortes  

• Maximale Arbeitshöhe in m über-Grund und über NN 

• Standzeit 

Die Genehmigung ist vom Bauherrn rechtzeitig vor Baubeginn (min-

destens 3 Wochen vorher) bei der militärischen Luftfahrtbehörde zu 

beantragen. Zuständig hierfür ist das Luftfahrtamt der Bundeswehr.  

 Bodendenk-
mäler 

In der Nähe befinden sich folgende Bodendenkmäler: 

- D-1-7830-0168, Straße der römischen Kaiserzeit.  

- D-1-7830-0011, Siedlung der späten Bronzezeit, der Urnenfelderzeit 

und der Hallstattzeit. 
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Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungs-

planes ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG 

notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der 

zu-ständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

 Plangenauig-
keit 

Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage der digitalen Flurkarte 

der Gemeinde Obermeitingen erstellt. Somit ist von einer hohen Ge-

nauigkeit auszugehen, wobei sich dennoch im Rahmen einer späteren 

Ausführungsplanung oder Einmessung Abweichungen ergeben kön-

nen. Dafür kann seitens der Gemeinde und des Planungsbüros LARS 

consult, Memmingen, keine Gewähr übernommen werden. 
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C BEGRÜNDUNG 

1 Planungsanlass und Systematik 

Am 03.07.2019 hat der Gemeinderat der Gemeinde Obermeitingen die Aufstellung des Bebauungs-

planes „Rottenbucher-Steingadener Straße“ sowie eine Veränderungssperre für diesen Bereich be-

schlossen. Für einen Teilbereich im Osten existierte bereits ein Bebauungsplan aus den 1990ern 

(„Baugebiet Süd II“), der jedoch mit Beschluss vom 04.02.2015 vom Gemeinderat aufgehoben wurde. 

Aufgrund eines zu erwartenden Generationenwechsels hat sich die Gemeinde entschlossen, die zu-

künftigen Änderungs- und Erweiterungswünsche städtebaulich zu steuern. Anlass waren konkrete 

Bauanfragen, die sich jedoch nach Sicht der Gemeinde städtebaulich nicht in das Bestandgebiet ein-

fügen. Aus diesem Grund sieht die Gemeinde das Erfordernis, bauleitplanerisch steuern einzugreifen 

und die planungsrechtlichen Grundlagen für eine geordnete städtebauliche Entwicklung am südli-

chen Ortsrand zu schaffen. Ziel ist eine maßvolle Nachverdichtung bei Erhalt der bisherigen Sied-

lungs- und Baustruktur.  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes „Rottenbucher-Steingadener Straße“ erfolgt im Verfahren ge-

mäß § 13a BauGB. Dies ist möglich, weil es sich bei dem Vorhaben um eine Maßnahme der Innenent-

wicklung handelt und die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO bei ca. 7.560 m2 

und damit deutlich unter 20.000 m2 liegt. Zudem bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträch-

tigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Schutzgüter.  

Durch die getroffenen Festsetzungen entspricht der Bebauungsplan „Rottenbucher-Steingadener 

Straße“ den Anforderungen eines qualifizierten Bebauungsplanes (§ 30 Abs. 1 BauGB), wodurch die 

Zulässigkeit von Vorhaben in dem Bereich abschließend geregelt werden. 

2 Beschreibung des Plangebietes 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Rottenbucher-Steingadener Straße“ befindet sich am 

südlichen Ortsrand des Hauptortes, zwischen „Rottenbucher Straße“ im Süden und „Steingadener 

Straße“ im Norden. Im Süden geht das Gebiet in die freie Landschaft über (landwirtschaftlich ge-

nutzte Fläche). Ansonsten grenzt Wohnbebauung an, wobei nördlich des Geltungsbereiches eine in-

nerörtliche Freifläche das Plangebiet von der weiterführenden Bebauung trennt.  

Das topographisch flache Plangebiet kann aufgrund der städtebaulichen Entwicklung in zwei Bereiche 

differenziert werden: Im westlichen Teil des Plangebietes prägen die beiden noch vorhandenen tradi-

tionellen Langhaustypen entlang der „Lagerhausstraße“ den Straßenraum. Hier ist die bauhistorische 

Nähe zum Altort zu erkennen (s. Abbildung 1).  
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Abbildung 1:Aktuelles Luftbild 2019 (link) und Urkataster (rechts); das Plangebiet ist rot eingekreist 

Der östliche Teil des Plangebietes wirkt sehr homogen. Für diesen Bereich gab es einen Bebauungs-

plan aus den 1990ern, unter dessen Vorgaben eingeschossige Einfamilienhäuser mit kräftigen, meist 

ausgebauten Satteldächern entstanden. Dieser Bebauungsplan „Baugebiet Süd II“ wurde mit Be-

schluss vom 04.02.2015 vom Gemeinderat aufgehoben. 

 

Abbildung 2: Planzeichnung des ursprünglichen Bebauungsplanes "Baugebiet Süd II" (am 04.02.2015 
aufgehoben) 
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Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke mit den Fl.-Nrn.: 437/2, 437/3, 437/4, 437/5, 437/6, 

437/8, 437/9, 437/10, 437/11, 437/12, 437/13, 437/14, 437/15, 437/16, 437/17, 437/18, 437/19, 

437/20, 437/20, 437/21, 437/22, 437/23, 438/0, 438/1, 438/2, 438/3, 438/4, 438/5, 438/6, 438/7, 

438/8, 438/9, 439/0, 440/0, 441/0, 442/0, 443/0, 443/1, 443/2, 443/3, 443/4, 443/5 sowie 443/6, 

Gemarkung Obermeitingen, bei einer insgesamten Fläche von ca. 3,05 ha. 

3 Übergeordnete Vorgaben 

3.1 Landesentwicklungsplan Bayern 2018 (LEP 2018) 

 1.1.1 
Gleichwertige Lebens- 
und Arbeitsbedingun-
gen  

(Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen zu schaffen oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der 
Teilräume sind weiter zu entwickeln. Alle überörtlich raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen haben zur Verwirklichung dieses 
Ziels beizutragen. 

 1.1.3  
Ressourcen schonen 

(G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert 
werden. Unvermeidbare Eingriffe sollen ressourcenschonend erfol-
gen. 

 2.2.1  
Teilräume 

Darstellung der Gemeinde Obermeitingen als allgemeiner ländlicher 
Raum (s. Auszug aus dem LEP 2018, Anhang 2: Strukturkarte) 

 

 3.1 
Siedlungsstruktur 

G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demogra-
phischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden.   
(G) Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter 
Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet 
werden. 

 3.2  
Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung 

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der In-
nenentwicklung möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind 
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zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur Verfügung 
stehen. 

 3.3  
Vermeidung von Zer-
siedelung 

(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete 
Siedlungseinheiten auszuweisen. 

3.2 Regionalplan der Region München 2019 

 B II Z 2.2 
Siedlungsentwicklung  

Eine organische, ausgewogenen Siedlungsentwicklung ist allgemein-
gültiges Planungsprinzip und in allen Gemeinden zulässig (vgl. B IV Z 
2.3). 

 B II Z 4.1 
Siedlung und Frei-
raum  

Bei der Siedlungsentwicklung sind die Möglichkeiten der Innenent-
wicklung, d.h. Flächen innerhalb im Zusammenhang bebauter Orts-
teile und die im Flächennutzungsplan dargestellten Flächen vorrangig 
zu nutzen. Eine darüber hinausgehende Entwicklung ist nur zulässig, 
wenn auf diese Potentiale nicht zurückgegriffen werden kann.  

 B IV Z 2.3 
Regionale Wirt-
schaftsstruktur  

Im ländlichen Raum ist allen Gemeinden eine maßstäbliche und aus-
gewogenen Entwicklung zu ermöglichen (vgl. B II Z 2.2) 

 

Zu den genannten Zielen des Landesentwicklungsplan Bayern 2018 und des Regionalplanes Region 

Donau-Iller steht der Bebauungsplan in keinem Widerspruch. Im Gegenteil, es werden die Vorausset-

zung für eine stärkere Innenentwicklung geschaffen. Andere übergeordnete Planungen werden 

ebenfalls nicht beeinflusst. 

3.3 Flächennutzungsplan 

Im aktuellen Flächennutzungsplan wird ein Großteil des Plangebietes bereits als Allgemeines Wohn-

gebiet (WA) dargestellt. Im Westen wird ein Dorfgebiet (MD) dargestellt. Aufgrund der tatsächlichen 

(die für ein Dorfgebiet erforderlichen landwirtschaftlichen Wirtschaftsstellen sind nicht mehr vorhan-

den) sowie der weiterhin beabsichtigten baulichen Nutzung ist dieser Bereich gem. §13a Abs. 

2 BauGB im Flächennutzungsplan anzupassen.  
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Abbildung 3: Auszug aus dem rechtgültigen Flächennutzungsplan: Darstellung als Allgemeines Wohn-
gebiet (WA) bzw. Dorfgebiet (MD) 

3.4 Denkmalschutz 

In einem Abstand von ca. 200 m befinden sich die Bodendenkmäler: D-1-7830-0168 (Straße der römi-

schen Kaiserzeit) sowie D-1-7830-0011 (Siedlung der späten Bronzezeit, der Urnenfelderzeit und der 

Hallstattzeit). Aufgrund dieser Entfernung des Plangebietes ist von keiner Auswirkung auf die Boden-

denkmäler auszugehen. Generell ist für Bodeneingriffe eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 

Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Un-

teren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

3.5 Baugrund 

Nach jetzigem Kenntnisstand sind keine Altlasten bekannt.  

3.6 Erschließung 

Die innere Erschließung erfolgt von der „Rottenbucher Straße“ und über die „Steingadener Straße“, 

die als Ring ausgebildet ist. Eine direkte Anbindung der „Steingadener Straße“ an die „Lagerhaus-

straße“ (Westen) bzw. die „Südstraße“ (Osten) für PKW besteht nicht. In diesem Bereich besteht je-

doch eine alleenartige Fußwegebeziehung.  

Von der „Rottenbucher Straße“ ist über die „Hauptstraße“ und „Lechfelder Str.“ eine Anbindung an 

die Bundestraße 17 und damit an den überörtlichen Verkehr gegeben.  
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4 Standort und allgemeine städtebauliche Zielvorstellungen 

Standort  

Der Standort zeichnet sich durch seine Ortsrandlage am südlichen Ortsrand aus.  

Allgemeine Städtebauliche Zielsetzung 

Allgemeines städtebauliches Ziel ist es, in Grundzügen die vorhandene, charakteristische Baustruktur 

zu erhalten, dabei aber eine zeitgemäße Weiterentwicklung zu ermöglichen. Aktuell wäre der Bereich 

gem. §34 BauGB bebaubar (der im östlichen Bereich ursprüngliche Bebauungsplan wurde zwischen-

zeitlich aufgehoben). Dabei besteht die Gefahr, dass bei Abriss der bestehenden Bebauung, die hin-

zukommenden Gebäude nicht mit ähnlicher Kubatur und Situierung auf dem Grundstück gebaut wer-

den, womit der Verlust der bisherigen Siedlungsstruktur und des Dorfbildes einhergeht. In der nach-

folgenden Abbildung sind die Auswirkungen einer solchen ungesteuerten Entwicklung exemplarisch 

dargestellt.  

 

Um dies zu vermeiden, werden entsprechende Festsetzungen und Bauvorschriften vorgegeben. Da-

bei sind aufgrund der bauhistorischen Entwicklung zwei Bereiche zu unterscheiden. Im Westen 

grenzt das Plangebiet an den Geltungsbereich des Sanierungsgebietes „Altort Obermeitingen“ an. 

Entlang der „Lagerhausstraße“ sind die dorftypischen, historischen Hofstrukturen zum Teil noch vor-

handen. Um diese auch zukünftig weitgehend zu erhalten, werden für diesen Bereich Regelungen zu 

den Mindestgebäudehöhen sowie Vorgaben zu den Gebäude-Proportionen getroffen. 

Abbildung 4: Auswirkungen einer gesteuerten (links) und ungesteuerten (rechts) städtebaulichen 
Entwicklung; Quelle: Dorfkerne_Dorfränder, Ein Praxishandbuch zur Ortsbildpflege (2017) 
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Im östlichen Teil des Plangebietes handelt es sich um ein charakteristisches Baugebiet aus den 

1990ern, welches aufgrund seiner größeren Entfernung zum historischen Altort und seiner bauhisto-

rischen Entwicklung eine andere Baustruktur aufweist und weniger prägend für den Straßenraum ist. 

Aus diesem Grund werden in diesem Teil weniger Regularien getroffen. Nichtsdestotrotz ist es hier 

das Ziel, den homogen wirkenden Charakter der bisherigen Bebauung mit seiner eingeschossigen 

Bauweise und den großen Dachkörpern zu erhalten.  

Die bisherige Verkehrsführung über die „Rottenbucher Straße“ als hauptsächliche Verkehrsachse soll 

beibehalten werden.  

Im Vorfeld wurde für den westlichen Teilbereich eine Entwurfsskizze ausgearbeitet, welche die ange-

strebte städtebauliche Entwicklung aufzeigt.  

 

Abbildung 5: Städtebauliche Entwurfsskizze des westlichen Teils des Plangebietes 

5 Festsetzungskonzept 

5.1 Berücksichtigung des Bestands 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes ist eine sorgfältige Abwägung der Interessen der Planbe-

troffenen erforderlich. In diesem Falle sind dies die Eigentümer der bereits bebauten als auch der 

noch unbebauten Grundstücke. Diese haben Interesse daran, dass ihr bisheriger baurechtlicher Sta-

tus Quo nicht verschlechtert wird. An dieser Stelle ist noch darauf hinzuweisen, dass die Grundstücke 
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3-6, 8 – 12b und 20-29 nach dem ursprünglich bestehenden Baurecht des Bebauungsplanes „Bauge-

biet Süd II“ errichtet wurden. Da dieser zwischenzeitlich aufgehoben wurde, waren bis zum Erlass der 

Veränderungssperre Vorhaben in diesem Bereich gem. §34 BauGB zu beurteilen. Vorhaben in dem 

übrigen Bereich des Plangebietes im Westen (Grundstücke 1,2 13 -19 sowie 30-33) sowie auf dem 

Grundstück 7 (Fl.-Nr. 443/1) ganz im Nordosten des Plangebietes waren bis dato ebenfalls gem. 

§34 BauGB zu beurteilen, da für diese Bereich kein Bebauungsplan bestand.  

Bauliche Vorhaben sind gem. §34 BauGB dann zulässig, wenn diese sich in Art und Maß der baulichen 

Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der nä-

heren Umgebung einfügen. Das heißt, der Beurteilungsrahmen für bisherige Bauvorhaben ist weit 

gefasst. Zwar gewährt das BauGB keinen Anspruch auf den Fortbestand des Innenbereichs gem. 

§34 BauGB, die Planbetroffenen besitzen jedoch ein schutzwürdiges Vertrauen darauf, dass Festset-

zungen nicht ohne Berücksichtigung ihrer Belange geändert werden. 

Aus diesem Grund hat die Gemeinde Obermeitingen besonders geprüft, ob und in welchem Umfang 

sich die Planbetroffenen auf das Weiterbestehen des Baurechts gem. §34 BauGB eingerichtet haben 

und ob der bisherige rechtliche Status Quo (§34 BauGB) durch die beabsichtigte städtebauliche Ziel-

setzung einschränkt wird. Zu diesem Zweck wurden zum einen die Regelungen des ursprünglichen 

Bebauungsplanes „Baugebiet Süd II“ ausgewertet. Zum anderen fand im Februar 2020 eine Bürgerin-

formation statt, zu der gezielt die Anwohner eingeladen und über das geplante Vorhaben unterrich-

tet wurden bzw. ihnen die Möglichkeit eingeräumt wurde, sich zu äußern.  

Die erfolgten Anregungen wurden überprüft und flossen bei der Erstellung des Bebauungsplanes ein. 

Dabei wurde Wert daraufgelegt, dass die getroffenen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften 

die Kenngrößen der Bestandsgebäude aufgreifen und der Eingriff in bestehendes Baurecht möglichst 

gering ist.  

Die Art der baulichen Nutzung wurde gemäß der aktuellen und zukünftig beabsichtigten Nutzung als 

Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Ebenso wurde beim Maß der baulichen Nutzung darauf 

geachtet, dass die festgesetzte GRZ und die Wand- und Firsthöhen den Werten der Bestandsbebau-

ung entsprechen.  

Bei der Höhenfestsetzung wurde darauf geachtet, dass die bisherigen Höhen nicht unter- aber auch 

nicht wesentlich überschritten werden. Im Großteil des Geltungsbereiches sollen weiterhin einge-

schossige Gebäude mit ausgebautem Dach entstehen. Einzig das Bestandsgebäude auf dem Grund-

stück 18 weist in der Bestandsbebauung eine Zweigeschossigkeit auf. Durch die festgesetzten Wand- 

und Firsthöhen ist dies zukünftig nicht mehr möglich. Diese Einschränkung wird in Kauf genommen, 

da es städtebauliches Ziel ist, die homogene Dachlandschaft in diesem Bereich zu erhalten. Die Alter-

native wäre eine zweigeschossige Bebauung generell zulässig zu machen, um eine stärkere vertikale 

Nachverdichtung zuzulassen. Jedoch wurde bewusst darauf verzichtet, um die homogene Dachland-

schaft nicht nachträglich zu zerschneiden und um nachbarschaftliches Konfliktpotential gering zu hal-

ten (Einsehbarkeit vom 2. Stock auf das tiefergelegenen Nachbargebäude). Die Gebäudehöhen der 

Grundstücke GS 1 und 15 greifen ebenfalls die Bestandshöhen der bisherigen Bebauung auf. Da auch 
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zukünftig sichergestellt sein soll, dass die an dieser Stelle kräftige Baukörper wie die bisherigen Lang-

haustypen entstehen sollen, werden sowohl maximale als auch minimale Wand- und Firsthöhen fest-

gesetzt.  

Der Bauraum wird nicht, wie mittlerweile in vielen Bebauungsplänen auf der „grünen Wiese“ üblich, 

durch weitgefasste, durchgehende Baugrenzen geregelt. Vielmehr werden für die Grundstücke je-

weils einzelne Baufenster festgesetzt, die sich an der Bestandsbebauung orientieren. Zudem wurden 

die Abstände des ursprünglichen Bebauungsplanes aufgegriffen, um weiterhin die südlichen und 

westlichen Grundstücksflächen freizuhalten. Die Bauräume der bisher unbeplanten Grundstücke im 

Westen (Grundstücke 1 ,2, 13 -19 sowie 30-33) sowie auf dem Grundstück 7 (Fl.-Nr. 443/1) greifen 

diese Systematik auf. Mit den eng gezogenen Baufenster geht einher, dass zukünftig Garagen und 

Nebenanalgen sowie nicht überdachte Stellplätze auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-

chen zulässig sind.  

In Gegenüberstellung des öffentlichen Interesses, einer Steuerung der zukünftigen Nachverdichtung 

und den privaten Interessen, die Beibehaltung des Status Quo, hat sich die Gemeinde dazu entschlos-

sen, dem öffentlichen Interesse Vorrang zu gewähren. Dies auch deshalb, weil die privaten Belange 

ausreichend berücksichtigt wurden. Auch die Situation der an das Plangebiet angrenzenden Grund-

stücke wird durch die veränderte baurechtliche Situation und die getroffenen Festsetzungen nicht 

verschlechtert. Es gelten die Abstandsregelungen gemäß § 6 BayBO, weshalb eine Verschlechterung 

in Bezug auf Belichtung, Belüftung und den Brandschutz auszuschließend ist. 

5.2 Art der baulichen Nutzung 

Aufgrund der tatsächlichen sowie der weiterhin beabsichtigten baulichen Nutzung ist im gesamten 

Geltungsbereich ein Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO vorgesehen. Im Allgemeinen 

Wohngebiet sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen aufgrund zu befürchtender Konflikte nicht zu-

lässig. 

5.3 Maß der baulichen Nutzung 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung beinhalten Festsetzungen der überbaubaren 

Grundfläche sowie der minimalen und maximalen zulässigen Gebäudehöhen. 

GRZ 

Insgesamt soll die Festsetzung zum einen die Versiegelung begrenzen, zum anderen einen ausrei-

chenden Spielraum bei der Verwirklichung der unterschiedlichen Haustypen (Typ 1-3) ermöglichen. 

Die maximale Grundflächenzahl (GRZ) im Großteil des Plangebietes beträgt 0,25 für die Grundstücke 

mit Einzel- (Typ 1) und 0,35 für Grundstücke, wo auch eine Bebauung mit Doppelhäusern (Typ 2) zu-

lässig ist. Hier soll die aufgelockerte Bestandsbebauung erhalten und weitergeführt werden. Für den 

Haustyp 3, der sich an der „Lagerhausstraße“ auf die Grundstücke 1 und 15 beschränkt, wird durch 
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eine GRZ von 0,40 die planungsrechtliche Voraussetzung für die Weiterführung der bisherigen ver-

dichteten Bebauung (Langhäuser) geschaffen.  

Darüber hinaus darf nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO die jeweils zulässige Grundfläche durch Garagen 

und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anla-

gen unterhalb der Geländeoberfläche um bis zu 50 von Hundert der max. Grundflächenzahl, höchs-

tens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden.  

ROK 

Durch die Festsetzung einer maximal zulässigen Rohfußbodenoberkante (ROK) im Erdgeschoss soll 

eine zulässige Ausgangshöhe in Bezug auf die Erschließungsstraße festgesetzt werden. Grundsätzlich 

wird für alle Baugrundstücke von einer ROK +0,40 cm über der Erschließungsstraße ausgegangen. 

Dieser Wert stellt sicher, dass von der Verkehrsfläche kein Oberflächenwasser auf die Baugrundstü-

cke fließt. 

Die ROK ist hierbei wie folgt zu ermitteln: Die geplanten Gebäudeaußenkanten der jeweiligen bauli-

chen Anlage werden senkrecht (in Richtung der Grundstückszufahrten) bis zum Schnittpunkt mit dem 

Fahrbahnrand (Straßenbegrenzungslinie) verlängert. Die dort vorhandenen Höhenwerte der Erschlie-

ßungsstraße werden als Höhenbezugspunkt für die jeweilige Bauparzelle ausgemittelt. Der ausgemit-

telte Höhenbezugspunkt  + 0,40 m ergibt die maximale Rohfußbodenoberkante (ROK) für die Baupar-

zelle (s. nachfolgende Abbildung, links). 

Bei Hinterliegergrundstücken (GS 2, GS 14, GS 18, GS 19, GS 25) werden die geplanten Gebäudekan-

ten der jeweiligen baulichen Anlagen senkrecht bis zum Schnittpunkt mit der Zufahrt auf dem eige-

nen Grundstück und von dort aus senkrecht (in Richtung der Grundstückszufahrten) bis zum Schnitt-

punkt mit dem Fahrbahnrand (Straßenbegrenzungslinie) verlängert (s. nachfolgende Abbildung, 

rechts).  
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Abbildung 6: Skizze zur Ermittlung der ROK bei direkt an der Erschließungsstraße liegenden Grundstü-
cken (links) sowie bei Hinterliegergrundstücken (rechts); Anmerkung: Die Geländehöhen dienen nur 
der Veranschaulichung 

Gebäudehöhen; Haustypen 

Die Entwicklung der Gebäudehöhen ergibt sich aus den zulässigen Wand- und Firsthöhen. Diese Fest-

setzungen bestimmen zusammen mit den Baugrenzen bzw. -linien sowie der Dachform und -neigung 

im Wesentlichen die möglichen Haustypen. Um die gewünschten Baukörper zu erreichen (kräftige 

Bebauung im Langhausstil → Typ 3; eingeschossige Einfamilien- bzw. Doppelhäuser mit ausgebautem 

Dach → Typ 1 und 2), wurden zwei verschiedene Höhentypen entwickelt. Für den Haustypen 3 wer-

den sowohl minimale als auch maximale Wand- und Firsthöhen festgesetzt. Die maximale Höhe be-

grenzt die Gebäude nach oben, während durch die Festsetzung von Minimal-Werten Sorge getragen 

wird, dass auch die gewünschte, kräftige Bebauung umgesetzt wird. Die Höhenentwicklung des übri-

gen Plangebietes orientiert sich an der Bestandsbebauung, um die homogene Dachlandschaft zu er-

halten. Auf die Festsetzung von Minimalhöhen wird hier verzichtet, da aufgrund der ohnehin niedri-

gen Wand- und Firsthöhen von keiner wesentlichen Unterschreitung ausgegangen wird. 

Typ 1 und 2 WHmax = 4,8 m  
FHmax = 9,0 m 
SD 
DN = 30-45° 

Typ 3  
 

WH = 6,0 - 6,5 m  
FH = 10,5 - 11,0 m 
SD 
DN = 30-45° 

 

Die nachfolgende Abbildung visualisiert das Spektrum an möglichen Gebäudehöhen: 
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Abbildung 7: Spektrum der zulässigen Gebäudehöhen der Typen 1 -3 

5.4 Bauweise und Baugrenze 

Bauweise 

Es wird die offene Bauweise (o) festgesetzt. Diese kann als Einzelhaus (Typ 1) oder als Doppelhaus 

(Typ 2) errichtet werden. Typ 3 kommt auf zwei Grundstücke entlang der „Langerhaustraße“ vor und 

ist als Einzelhaus oder Hausgruppe (Reihenhäuser) zu errichten. Für sämtliche bauliche Anlagen gel-

ten die Abstandsregelungen gemäß Bayerischer Bauordnung. 

Anzahl der Wohneinheiten 

Durch die Regulierung der zulässigen Wohneinheiten für die Haustypen 1 und 2 (max. 2 pro Wohnge-

bäude bzw. Doppelhaushälfte) soll das Entstehen von Mehrfamilienhäusern vermieden werden, da 

die lockere Bebauung mit Einfamilienhäusern im Bestand erhalten bleiben soll.  

Auf die Festsetzung der Anzahl der Wohneinheiten bei Typ 3 wurde bewusst verzichtet, um für die 

gewünschte kräftige Bebauung mehr Flexibilität zu gewährleisten.  
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Baugrenze 

Im gesamten Geltungsbereich werden für die Grundstücke jeweils einzelne Baufenster festgesetzt, 

die sich an der Bestandsbebauung orientieren. Gleichzeitig wird darauf geachtet, die südlichen und 

westlichen Grundstücksflächen freizuhalten.  

5.5 Verkehrsflächen 

An der bereits bestehenden Erschließung ändert sich nichts. Entsprechend werden die im Bebau-

ungsplan gelegene „Steingadener Straße“ sowie der Fußweg als öffentliche Verkehrsfläche festge-

setzt.  

Garagen/Carports, nicht überdachte Stellplätze und Nebenanlagen sind grundsätzlich auch außerhalb 

der überbaubaren Grundstücksfläche (Baugrenze) zulässig, was die Flexibilität hinsichtlich der Situie-

rung erhöht.  

5.6 Grünordnung 

Entlang des Fuß- und Radweges wird die bereits vorhandene öffentliche Grünfläche wie im Bestand 

festgesetzt.  

Um eine Durchgrünung des Plangebietes sicherzustellen, wird für die privaten Grundstücksflächen 

festgesetzt, dass je 250 m² (angefangene) Grundstücksfläche min. 1 Baum I. oder II. Ordnung aus der 

unter „Pflanzempfehlungen“ aufgeführten Pflanzenauswahl anzupflanzen ist. Zudem werden Vorga-

ben zur Mindestgröße gemacht. Bei der Pflanzplanung ist zu berücksichtigen, dass grundsätzlich die 

gesetzlichen Pflanzabstände zu privaten oder landwirtschaftlichen Grundstücken einzuhalten sind. 

5.7 Sonstige Festsetzungen 

Niederschlagswasser 

Unverschmutztes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene mindestens 30 cm mächtige 

Oberbodenschicht flächenhaft innerhalb des Grundstückes zu versickern. Kann die Flächenversicke-

rung oder das Anlegen von Mulden aus Platzgründen nicht verwirklicht werden, so ist eine linienför-

mige Versickerung über Rigolen oder Sickerrohre anzustreben. Die punktuelle Versickerung von Re-

genwasser über einen Sickerschacht ist nur anzuwenden, wenn zwingende Gründe eine der vorge-

nannten Lösungen ausschließen. 

Bereits vorhandene Sickerschächte dürfen nach Umbau- bzw. Erweiterungsmaßnahmen weiterhin 

genutzt werden. 

Rückhaltemaßnahmen (Zisterne, Regentonne) zur Beregnung der Grünflächen sind zulässig.   
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Bodenversiegelung 

Park- und Stellplätze (sowie deren Zufahrten) auf privaten und öffentlichen Grundstücken sind nur in 

einer wasserdurchlässigen Ausführung zulässig. Dies wirkt sich positiv auf die Schutzgüter Boden, 

Wasser sowie Klima und Luft aus. 

Mindestgrundstücksgröße 

Im Bereich der Grundstücke 18-20 wird eine Mindestgrundstücksgröße von 500 m2 festgesetzt. 

Dadurch wird erreicht, dass sich die hinzukommenden Baukörper in die bisherige Siedlungsstruktur 

einfügen.  

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

Im Bereich der Grundstücke Nr. 15 sowie 16-20 befindet sich jeweils eine Fläche für ein Geh-, Fahr- 

und Leitungsrecht. Mit diesen soll die Erschließung der angrenzenden Grundstücke (GS 14; GS17-19) 

gesichert werden. Gehölz-/Baumpflanzungen, Überbauung jeglicher Art sowie die Einrichtung von 

Dauerstellplätzen und Lagerflächen sind nicht zulässig.  

6 Konzept der Örtlichen Bauvorschriften 

Dachgestaltung 

Zur Gewährleistung der städtebaulichen Zielsetzungen, die bisherige Bauweise aufzugreifen, werden 

im Geltungsbereich rote bis rotbraune sowie graue bis anthrazitgraue Satteldächer bei einer Dach-

neigung von 30° – 45° zugelassen. Für Garagen und Nebengebäude sind neben Satteldächern auch 

Flachdächer zulässig, sofern diese begrünt werden. 

Damit die Dachlandschaft weiterhin homogen wirkt, werden neben der Regelung der Dachform Min-

destvorgaben über zulässige Dachaufbauten bzw. Wiederkehre getroffen. So ist unter anderem gere-

gelt, dass die Summe aller Gauben im Verhältnis zum Hauptdach untergeordnet sein muss (weniger 

als 30 %). Diese Regelung gilt jedoch nicht für den Haustyp 3, wo für die dort zulässigen Hausgruppen 

(Reihenhäuser) mehr Spielraum gewährleistet werden soll. Die Regelung der Größe erfolgt dort (und 

auch für die anderen Haustypen) durch die Festlegung einer maximalen Breite einer einzelnen Dach-

gaube von 3,00 m. Durch die Regelung wurde somit auch darauf geachtet, dass eine effiziente Wohn-

raumnutzung der Dachgeschosse auch mit diesen Vorgaben möglich ist.  

Proportionen der Baukörper 

Um die Proportionen der traditionellen Langhäuser zu erhalten, wird auf den Grundstücken GS 1 und 

GS 15 ein Längen- Breitenverhältnis von mindestens 1,5 zu 1 vorgegeben (s. Abbildung). Somit wird 

die prägende städtebauliche Wirkung der Baukörper auf den Straßenraum fortgeführt.  
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Abbildung 8: Längen-Breitenverhältnis der Langhäuser;  
Quelle: Dorfkerne_Dorfränder, Ein Praxishandbuch zur Ortsbildpflege (2017) 

 

Solarthermie und Photovoltaikanlagen 

Solarthermie- und Photovoltaikanlagen dürfen nur auf Dachflächen und nur in gleicher Neigung wie 

das Hauptdach ausgeführt werden. Es ist darauf zu achten, dass Blendwirkungen ausgeschlossen 

sind. Eine Aufständerung ist unzulässig. Zudem erfolgt die Regelung eines Mindestabstandes zur Ge-

bäudekante der Giebelseiten sowie zum nächstgelegenen First des Hauptdaches (mind. 0,5 m). 

Einfriedungen  

Die Einfriedungen regeln sich nach der jeweils aktuell gültigen Einfriedungssatzung der Gemeinde 

Obermeitingen (momentan: Fassung vom 08.09.2017). In dieser wird unter anderem die Höhe 

(1,20 m; lebende Hecken bis 2,0 m), Materialart (an öfftl. Verkehrsanlage nur Holz- oder Metall-

zäune, lebende Hecken, Steinmauern und Gabionen) sowie Ausführung geregelt. 
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Stellplätze 

Die erforderlichen Stellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der Gemeinde Obermeitingen in der 

jeweils aktuellen Fassung (momentan Fassung vom 30.07.2015) nachzuweisen. Für Einfamilienhäuser 

sind demzufolge momentan 2 Stellplätze je Wohnung nachzuweisen.  

7 Infrastruktur / Ver- und Entsorgung 

Die Abwasserversorgung erfolgt im Mischsystem. Die Wasser- und Energieversorgung sowie die Müll-

beseitigung erfolgen in Abstimmung mit den örtlichen Versorgungsunternehmen. Ein Erdgasan-

schluss ist möglich.  

8 Naturschutzfachliche Belange 

Der Bebauungsplan „Rottenbucher-Steingadener Straße“ wird gemäß § 13a BauGB im beschleunig-

ten Verfahren aufgestellt. Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB sowie von der Erstel-

lung eines Umweltberichtes gemäß § 2a BauGB wird daher abgesehen. Um Konflikte zu vermeiden, 

wurden dennoch die naturschutzfachlichen Belange geprüft. 

Das Plangebiet liegt am südlichen Ortsrand der Gemeinde Obermeitingen auf der Gemarkung Ober-

meitingen. Es umfasst die Flurstücke 437/2-6, 437/8-27, 438/1-9, 439-443 sowie die Flurstücke 

443/1-6. 

Der Geltungsbereich hat eine Fläche von ca. 3,04 ha. In der Bestandsituation ist eine direkte verkehr-

liche Anbindung des Geltungsbereichs über die bestehende Steingadener Straße gegeben. Der Gel-

tungsbereich wird im Nordwesten von einem innerörtlich, bereits bestehenden Gehöft sowie im 

Nordosten von einer innerörtlichen (Intensiv-)Grünfläche abgegrenzt. Im Osten grenzt die Südstraße 

den Geltungsbereich ab, während im Westen der Ewigkeitsweg und die Lagerhausstraße angrenzen. 

Der südliche Geltungsbereich wird durch die Rottenbucher Straße sowie daran angrenzende land-

wirtschaftlich intensiv genutzte Ackerflächen abgegrenzt. Durch die Lage am südlichen Ortsrand mit 

bestehender Bebauung nördlich, östlich und westlich des Geltungsbereichs, ist der Fernblick in diese 

Richtungen eingeschränkt. Auch eine Einsicht in das Plangebiet von diesen Seiten ist daher nicht bzw. 

nur sehr begrenzt gegeben. Lediglich von Süden ist eine Einsicht in das Plangebiet möglich, sowie ein 

Fernblick auf die, in der Nähe gelegenen Acker- und Grünlandflächen, landwirtschaftlichen Nutzge-

bäude und Feldgehölze sowie eine Kiesabbaufläche südöstlich und einen Sportplatz südwestlich des 

Projektgebietes. Acker- und Grünlandflächen, Feldgehölze und Kiesabbauflächen zwischen den Fließ-

gewässern Wertach und Lech, welche von Auwäldern gesäumt sind, prägen das Landschaftsbild in 

dieser Region.  

Innerhalb des Geltungsbereichs finden sich keine geschützten Teile von Natur und Landschaft gemäß 

§§ 23 – 30 BNatSchG. Es ist aber anzumerken, dass sich im näheren Umfeld diverse geschützte Teile 

von Natur und Landschaft befinden. Westlich in ca. 350 m Entfernung befindet sich das amtlich 
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kartierte Biotop „Hohlweg südwestlich von Obermeitingen“ (Nr. 7830-0043, 0 % Schutzstatus gemäß 

§ 30 BNatSchG). Hierbei handelt es sich um naturnahe Hecken. Die Teilflächen 1 und 2 des amtlich 

kartierten Biotops „Eschen-Ahornwald südlich von Obermeitingen“ (Nr. 7830-0044-001 und -002, 0 % 

Schutzstatus gemäß § 30 BNatSchG) befinden sich südwestlich des Geltungsbereichs in ca. 500 m und 

550 m Entfernung. Hierbei handelt es sich um mesophile Laubwälder. Das FFH-Gebiet „Lech zwischen 

Landsberg und Königsbrunn mit Auen und Leite“ (ID 7631-373) sowie das Landschaftsschutzgebiet 

„Inschutznahme von Landschaftsteilen beiderseits des Lechs von der Stadt Landsberg bis zur nördli-

chen Landeskreisgrenze des Landkreises Landsberg als LSG „Lechtal Nord““ befinden sich ca. 3 km 

östlich des Geltungsbereichs. In ca. 4 km Entfernung befindet sich südwestlich zudem das Natur-

schutzgebiet „Burghofweiher bei Langerringen“ (NSG-00701.01). Projektbedingte Auswirkungen auf 

o. g. Biotope / Schutzgebiete sind aufgrund der großen Entfernungen und der relativ geringen Aus-

wirkungsintensität nicht zu erwarten. 

Nachfolgend wird der gesamte Geltungsbereich hinsichtlich seiner ökologischen Wertigkeit betrach-

tet und entsprechende Handlungsempfehlungen formuliert. 

Das Plangebiet liegt nach Angaben des Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) innerhalb der natur-

räumlichen Haupteinheit der Donau-Iller-Lech-Platten (D64) im Naturraum der Lech-Wertach-Ebenen 

(047), einer strukturreichen Kulturlandschaft. Als geologische Einheit liegen laut der geologischen 

Karte 1:25.000 der LfU im Geltungsbereich Schmelzwasserschotter, hochwürmzeitlich (Niederter-

rasse) vor. Dabei handelt es sich um Kies, wechselnd sandig, steinig und z.T. schwach schluffig. Der 

gesamte Geltungsbereich liegt gemäß der Übersichtsbodenkarte 1:25.000 des LfU auf fast ausschließ-

lich Braunerde und Parabraunerde aus flachem, kiesführendem Lehm (Deckschicht oder Verwitte-

rungslehm) über Carbonatkies bis Schluffkies (Schotter).  

Das Plangebiet liegt auf einer Höhe von ca. 564 m ü NN und weist kein nennenswertes Gefälle auf.  

Das geplante Wohngebiet liegt umgeben bereits bestehender Wohngebiete am südlich Ortrand der 

Gemeinde Obermeitingen. Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich bereits einige bestehende 

Wohnbauten. Lediglich mittig des Geltungsbereichs befinden sich westlich 4 Baulücken sowie eine 

Baulücke im östlichen Bereich. Eine weitere größere Baulücke befindet sich an der nordwestlichen 

Grenze des Geltungsbereichs. Diese Baulücken sind von Intensivgrün geprägt. Zudem finden sich ei-

nige Einzelbäume auf diesen unbebauten Flächen.  

Der Geltungsbereich weist potenziell Habitate für diverse Fledermaus- und Vogelarten auf. Da für das 

Projektgebiet jedoch keine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung durchgeführt wurde sind diesbe-

züglich keine abschließenden Aussagen möglich, die nachfolgenden Sachverhalte sind daher als 

grundsätzliche Empfehlungen unter Annahme von entsprechenden Artvorkommen zu betrachten. 

Die innerhalb des Geltungsbereichs liegenden Gehölze können für gehölzbrütende Vogelarten als 

Brut- und Nahrungshabitat dienen. Zudem können Spalten und Höhlen in den Gehölzen nicht ausge-

schlossen werden, welche ebenfalls verschiedenen Vogelarten als Bruthabitat dienen können. 
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Spalten und Öffnungen in Gebäuden sowie alte Gehölze mit möglichen, geeigneten Spalten und 

Baumhöhlen können Fledermäusen als Quartiere dienen. Die Grünflächen sowie Gehölze innerhalb 

des Geltungsbereichs wiederum können grundsätzlich ein geeignetes Jagdrevier darstellen. Da ein 

Vorhandensein dieser Strukturen im Geltungsbereich nicht auszuschließen ist, muss von einem po-

tenziellen Fledermaus-Vorkommen ausgegangen werden. Zudem werden nach Abfrage für das ent-

sprechende TK-Blatt 7830 und die vorkommenden Lebensraumtypen (Verkehrsflächen, Siedlungen 

und Höhlen sowie Hecken und Gehölze) der Arteninformation des Bayerischen Landesamt für Um-

welt diverse Fledermausarten aufgelistet. 

Nachfolgend werden Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen unter der Annahme eines jewei-

ligen Artenvorkommens dargestellt, um Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG zu vermeiden. Im 

Folgenden sind mögliche Maßnahmen zur Auswahl aufgelistet, die Auswahl geeigneter Maßnahmen 

obliegt dabei der zuständigen unteren Naturschutzbehörde. Ein jeweils angepasstes Monitoring 

sollte den Erfolg der jeweiligen Maßnahmen überprüfen und sicherstellen, bzw. Ersatzmaßnahmen 

ermöglichen. 

Fledermäuse 

• Bei der Baufeldfreimachung sind generell die allgemeinen Schutzzeiten vom 1. März bis 30. 

September nach § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und die Artenschutzvorschriften 

nach § 44 BNatSchG (Tötungsverbot geschützter Arten, Zerstörungsverbot von Lebensstätten 

während den Schutzzeiten usw.) zu beachten. Damit können bei einer Umwandlung bzw. 

Überbauung artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG vermieden wer-

den.  

• Im Falle von Gehölzfällungen sind diese auf für Fledermäuse geeignete Spalten und Höhlen 

zu überprüfen.  

• Im Fall von einem Gebäudeabriss ist dies ebenfalls im Voraus auf geeignet Spalten und Höh-

len zu untersuchen 

• Während der Bauphase dürfen in den Aktivitätszeiträumen von Fledermäusen (Ende März bis 

Ende Oktober in Abhängigkeit mit der jährlichen Witterung) Bautätigkeiten nur bei Helligkeit 

durchgeführt werden; von einer nächtlichen Beleuchtung ist abzusehen.  

• Verwenden von insektenfreundlicher Beleuchtung sowie das Ausrichten der Beleuchtung 

weg von den Gehölzen.  

Vögel 

• Um den Eingriff für gehölzbrütende Arten so gering wie möglich zu halten, sind die Gehölz-

strukturen so weit als möglich zu erhalten. Unvermeidliche Rodungen von Gehölzen sind nur 

im Winterhalbjahr (Oktober bis Februar) außerhalb der Brutsaison zulässig (Einhaltung der 
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allgemeinen Schutzzeiten gemäß § 39 BNatschG). Zudem sind diese auf geeignete Spalten 

und Höhlen zu überprüfen.  

• Um mögliche Beeinträchtigungen für die Avifauna ausgleichen zu können, sind durch geeig-

nete grünordnerische Maßnahmen die Pflanzung neuer Gehölzstrukturen festzulegen. Dabei 

soll die Eingrünung mit standortgerechten, heimischen, reich strukturierten Gehölzen (z.B. 

Feldhecken) erfolgen. Falls durch das Entfernen der Gehölze tatsächlich Brutreviere betrof-

fen sind, sind die Pflanzungen neuer Gehölzstrukturen als CEF-Maßnahme umzusetzen. 

Entlang des Fuß- und Radweges wird die bereits vorhandene öffentliche Grünfläche wie im Bestand 

festgesetzt. Um eine Durchgrünung des Plangebietes sicherzustellen, wird für die privaten Grund-

stücksflächen festgesetzt, dass je 250 m² (angefangene) Grundstücksfläche mindestens ein Baum I. 

oder II. Ordnung anzupflanzen ist. Zudem werden Vorgaben zur Mindestgröße bzw. Pflanzqualität 

gemacht. Bei der Pflanzplanung ist zu berücksichtigen, dass grundsätzlich die gesetzlichen Pflanzab-

stände zu privaten oder landwirtschaftlichen Grundstücken einzuhalten sind. 

Es liegen keine Bau-, Kultur- und Bodendenkmäler innerhalb des Geltungsbereiches. In einem Ab-

stand von ca. 200 m befinden sich die Bodendenkmäler D-1-7830-0168 (Straße der römischen Kaiser-

zeit) sowie D-1-7830-0011 (Siedlung der späten Bronzezeit, der Urnenfelderzeit und der Hallstatt-

zeit). Aufgrund dieser Entfernung des Plangebietes ist jedoch von keiner Auswirkung auf diese Bo-

dendenkmäler auszugehen. Sollten innerhalb des Projektgebietes archäologische Funde (z. B. Scher-

ben, Metallteile, Knochen) oder Befunde (Mauern, Gräber, Gruben, Brandschichten) entdeckt wer-

den, sind diese der untere Denkmalschutzbehörde des LRA Landsberg am Lech unverzüglich mitzutei-

len. Innerhalb des Geltungsbereichs sind die bestehenden Wohngebäude und Straßen, welche wei-

testgehend im Bestand erhalten bleiben, als wirtschaftlich bedeutsame Sachgüter zu nennen.  

Der Freizeitwert des Geltungsbereichs wird durch die bereits überwiegende Nutzung als Wohngebiet 

mit Privatgärten als hoch bewertet. Die vorhandenen Privatgärten dienen u.a. der Erholung, diese 

werden jedoch nur temporär während der Bauphase beeinträchtigt. Da die Erschließung von bereits 

bestehenden Straßen erfolgt, sind keine erheblichen bzw. unverhältnismäßigen, verkehrsbedingten 

Beeinträchtigungen in den angrenzenden Wohngebieten zu erwarten. 

Bei den Schutzgütern Boden sowie Fläche ergeben sich im Zuge des neu ausgewiesenen Wohnge-

biets unvermeidliche, projektbedingte Auswirkungen durch Versiegelung / Umlagerung von Böden. 

Hier ist allerdings zu berücksichtigen, dass der Grad der Versiegelung durch entsprechende Festset-

zungen / Hinweise des Bebauungsplanes sowie durch die Festlegung einer entsprechenden Grundflä-

chenzahl (GRZ = 0,25 bis max. 0,40 je nach Typ) soweit als möglich reduziert wird. 

Der Geltungsbereich liegt nicht innerhalb einer Hochwassergefahrenfläche, eines wassersensiblen 

Bereichs oder eines Wasserschutzgebietes. Jedoch befindet sich ca. 300 m südwestlich des Plange-

bietes das gemäß § 51 WHG festgesetzte Trinkwasserschutzgebiet „Obermeitingen“ (Nr. 

2210783000102). Zudem befindet sich das festgesetzte Trinkwasserschutzgebiet „Klosterlechfeld“ 

östlich des Geltungsbereichs in ca. 900 m Entfernung. Projektbedinge Auswirkungen auf diese 
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Wasserschutzgebiete sind jedoch nicht zu erwarten. Das Schutzgut Wasser ist nur insofern durch das 

Vorhaben betroffen, als dass die Überbauung / Versiegelung von Flächen zu einer verringerten Versi-

ckerungsfähigkeit führen kann. Während der Bebauung des Geltungsbereiches sind im Rahmen der 

notwendigen Bodenbewegungen und Bauarbeiten potentielle Verunreinigungen des Grundwasser-

körpers (u.a. durch unfallbedingte Bau- und Betriebsstoffe) nicht vollständig auszuschließen. Die Ge-

fahr soll durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung reduziert werden. Zudem 

wird angestrebt, das anfallende Oberflächenwasser innerhalb des Geltungsbereichs bzw. der priva-

ten Grundstücke flächig über die belebte Bodenzone versickern zu lassen. 

Das Schutzgut Klima / Luft ist vom Vorhaben nur insofern betroffen, dass die innerörtlichen Grünflä-

chen zukünftig nicht mehr als Kaltluftentstehungsfläche zur Verfügung stehen werden. Es sind jedoch 

keine erheblichen, zusätzlichen Emissionen durch Verkehr oder die Wohnanlage und deren Bewoh-

ner zu erwarten. Durch die grünordnerischen Maßnahmen und den relativ geringen Versiegelungs-

grad soll der Eingriff insgesamt soweit als möglich minimiert werden.  

Die Landschaft um Obermeitingen zeichnet sich besonders durch die nahe gelegene Fließgewässer 

Lech, Wertach und Singold aus. Lech und Wertach werden von mehr oder weniger geschlossenen Au-

waldsteifen gesäumt, welche ein wichtiges, fast durchgängiges Biotopband darstellen. Aufgrund die-

ser Vernetzungsfunktion für eine Vielzahl von Arten stellen diese Bereiche besonders hochwertige, 

ökologische Korridore dar. Ein Großteil der anderen Flächen wird landwirtschaftlich intensiv bewirt-

schaftet. Aber auch Kiesabbauflächen und Baggerseen prägen die Landschaft. Das Vorhabensgebiet 

wird von Norden, Osten und Westen an bereits bestehende Wohngebiete angeschlossen. Daraus re-

sultiert eine eingeschränkte Einsicht in das Plangebiet von diesen Seiten. Von Süden her ist das Vor-

habensgebiet einsehbar, allerdings befinden sich zu dieser Himmelsrichtung bereits bestehende 

Wohngebäude innerhalb des Geltungsbereichs, sodass auch von dieser Seite keine nennenswerten 

(neuen) negativen Blickbeziehungen entstehen.  

Erhebliche Beeinträchtigungen von Bau- und Bodendenkmalen bzw. Blickbeziehungen zu solchen Ob-

jekten sind durch das Bauvorhaben nicht zu erwarten, weshalb keine nennenswerten Auswirkungen 

auf die Schutzgüter Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter zu erwarten sind. 

Um die Auswirkungen des vorliegenden Projektes auf Natur und Landschaft so gering wie möglich zu 

halten sowie bei einer Umwandlung bzw. Überbauung artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 

nach § 44 BNatSchG zu vermeiden, sind die oben genannten Maßnahmen zur Vermeidung und Min-

derung in Absprache mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde im Zuge der Umsetzung des 

Bebauungsplanes rechtlich zu fixieren und entsprechend umzusetzen.  
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9 Flächenverteilung 

Nutzung Fläche in m2 Fläche in % 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 26.663 87,6 

Öffentliche Verkehrsfläche 

- davon Straßenverkehrsfläche 

- davon Fuß- und Radweg 

2.269 

1.959 

310 

7,4 

Öffentliche Grünfläche 1.520 5,0 

Gesamt 30.452 100 

 


